
Bei Vergütungsverhandlungen 
wird oft zu niedrig kalkuliert

Nicht die Verhandlungsführung ist das zentrale Problem ambulanter Pflegedienste, sondern die 
Bezugsgröße ihrer Kalkulation. Wer Personalkosten auf die Bruttoarbeitszeit statt auf die Produktiv-

stunde umlegt, unterschätzt die tatsächlichen Kosten je Einsatzstunde, meint unser Autor.

Von Michael Seyfarth

A mbulante Dienste 
bereiten sich sorgfäl-
tig auf Vergütungs-
verhandlungen vor. 

Trotzdem bleiben die verein-
barten Sätze bei vielen hinter 
den tatsächlichen Kosten zu-
rück. Auf die Frage nach der 
Herleitung folgt in der Praxis 
meist der Vorjahreswert, fort-
geschrieben um die Tarifsteige-
rung. Das liegt nicht daran, dass 
schlecht verhandelt würde. Das 
eigentliche Problem liegt eine 
Stufe früher, in der Bezugsgrö-
ße der Kalkulation.

§ 89 Absatz 1 SGB XI for-
muliert den Anspruch eindeutig: 
Die Vergütung muss leistungs-
gerecht sein und einem Pflege-
dienst bei wirtschaftlicher Be-
triebsführung ermöglichen, seine 
Aufwendungen zu finanzieren 
und seinen Versorgungsauftrag 
zu erfüllen. Der Anspruch be-
steht also. Geltend machen kann 
ihn nur, wer seine Aufwendun-
gen kennt.

Häufig folgt hier der Ein-
wand, man rechne doch nach 
Leistungskomplexen ab und 
nicht nach Stunden. Das än-
dert nichts. § 89 Absatz 3 SGB 
XI lässt zu, dass Vergütungen 
nach dem Zeitaufwand, nach 
dem Leistungsinhalt, nach Kom-
plexleistungen oder ausnahms-
weise nach Einzelleistungen be-
messen werden. Welche Form 
gewählt wird, ist eine Frage der 
Abrechnung. Der Stundenver-
rechnungssatz bleibt in allen 
Fällen die interne Kalkulati-
onsgrundlage.

Er beantwortet nicht die Fra-
ge, was eine Pflegefachkraft pro 
Stunde kostet, sondern was ei-
ne abrechenbare Stunde bei der 
Klientin oder dem Klienten kos-
tet. Die richtige Bezugsgröße ist 
damit die Produktivstunde. Al-
les, was daneben anfällt – Ur-
laub, Krankheit, Fortbildung, 
Dienstübergabe, Wege zwischen 

den Einsätzen, Dokumentation – 
erzeugt Kosten ohne Erlös. Was 
nicht eingerechnet wird, wird 
nicht vergütet. Was nicht ver-
gütet wird, finanziert der Dienst 
aus seiner Marge.

Konkret bedeutet das: Ein 
Kalenderjahr hat 261 Werkta-
ge. Nach Abzug von zehn Fei-
ertagen, 30 Urlaubstagen, drei 
Fortbildungstagen und rund 23 
krankheitsbedingten Fehltagen 
bleiben 195 Anwesenheitstage. 
Bei einer tariflichen Wochen-
arbeitszeit von 39 Stunden sind 
das 1.521 Anwesenheitsstunden, 
während 2.028 Stunden bezahlt 
werden.

Der Krankenstand ist dabei 
kein geschätzter Wert. Der Bran-
chenbericht Ambulante Pflege 
der AOK Rheinland/Hamburg 
weist für 2023 einen Kranken-
stand von 8,7 Prozent in der am-
bulanten Pf lege aus, rund 32 
Kalendertage je beschäftigter 
Person. Ein Detail entscheidet 
hier über die Genauigkeit der 
gesamten Rechnung: Fehltage 
werden als Kalendertage ausge-
wiesen. Bei einer Fünftagewo-
che entsprechen 32 Kalendertage 

rund 23 Arbeitstagen. Wer die 
Kalendertage unverändert über-
nimmt, setzt etwa 40 Prozent zu 
viele Ausfalltage an.

Den größten unprodukti-
ven Block bildet die Mobilität. 
Die Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin hat 
zwischen März 2023 und Sep-
tember 2024 insgesamt 52 Ar-
beitsschichten in der ambulanten 
Pflege beobachtet, statt wie sonst 
üblich mit Fragebögen zu arbei-
ten. Ungefähr ein Viertel der be-
obachteten Arbeitszeit entfiel auf 
Aufgaben rund um die Fortbe-
wegung von Klientin zu Klient, 
wobei ausdrücklich nicht nur 
das Autofahren gemeint ist, son-
dern ebenso Fußwege, Fahrrad 
und E-Bike. Im Beispiel sind das 
380 Stunden. Für Übergaben, 
Teambesprechungen und Do-
kumentation außerhalb der Ein-
sätze kommen bei einer halben 
Stunde je Tag weitere 98 Stun-
den hinzu. Es bleiben rund 1.043 
produktive Stunden, also eine 
Produktivstundenquote von gut 
51 Prozent.

Damit lässt sich die Kosten-
seite gegenrechnen. Eine Pflege-

fachkraft in der Entgeltgruppe P 
7 Stufe 4 nach TVöD-P kommt 
ab Mai 2026 auf 3.998 Euro mo-
natlich. Mit Jahressonderzah-
lung und Arbeitgeberanteil zur 
Sozialversicherung ergeben sich 
Jahres-Personalvollkosten von 
rund 62.000 Euro. Auf die Brut-
toarbeitszeit gerechnet entspricht 
das 30,57 Euro je Stunde, auf die 
produktiven Stunden gerechnet 
59,44 Euro. Knapp 29 Euro Un-
terschied, allein durch die Wahl 
der Bezugsgröße.

Diese 59,44 Euro sind noch 
kein Stundensatz, sondern die 
reinen Personalkosten je Produk-
tivstunde; Gemeinkosten und 
Unternehmerrisiko kommen 
hinzu. Ein Prozentpunkt Pro-
duktivstundenquote entspricht 
im Beispiel rund 1,13 Euro im 
Satz.

Seit dem 1. Juli 2026 gelten 
die neuen Qualitätsprüfungs-
Richtlinien für ambulante Pfle-
gedienste, ohne Übergangsfrist. 
Das Fachgespräch mit den Mit-
arbeitenden ist nun gleichrangi-
ge Informationsquelle neben der 
Pflegedokumentation. Fachlich 
ist das ein Fortschritt. Betriebs-

wirtschaftlich bedeutet es, dass 
Auskunftsfähigkeit hergestellt 
werden muss, und Schulung, 
Vorbereitung sowie die Teil-
nahme am Fachgespräch sind 
Fachkraftzeit ohne Erlös. Hin-
zu kommt eine Abrechnungs-
prüfung über mindestens sieben 
Kalendertage. Wie viel Zeit da-
durch von produktiv nach unpro-
duktiv wandert, ist von Dienst zu 
Dienst verschieden. Sicher ist, 
dass der Aufwand entsteht und 
in keinem Satz abgebildet ist, der 
vor Juli 2026 verhandelt wurde.

Genau deshalb reicht eine ein-
malige Kalkulation nicht aus. 
Der erste Schritt ist in jedem 
Dienst sofort möglich: die Pro-
duktivstundenquote des letzten 
abgeschlossenen Quartals aus der 
Dienstplan- und Tourenauswer-
tung ziehen und gegen die Be-
zugsgröße halten, mit der der 
aktuelle Satz kalkuliert wurde. 
Lässt sich diese Bezugsgröße 
nicht benennen, ist das bereits 
das Ergebnis der Prüfung. Da-
nach gilt dasselbe wie für jede 
andere Steuerungsgröße: Per-
sonalstruktur, Tourenzuschnitt 
und Krankenstand verändern 
sich unterjährig, und mit ih-
nen der Satz, der eigentlich nö-
tig wäre.

Die entscheidende Frage lau-
tet daher nicht: Wie wird bes-
ser verhandelt? Sondern: Auf 
welcher Grundlage wird über-
haupt verhandelt? Dienste, die 
ihre Produktivstundenquote 
kennen, verbessern nicht nur 
ihre Verhandlungsposition, sie 
erkennen auch früher, an wel-
cher Stelle im Betrieb Zeit ver-
loren geht.

Der Autor ist Gründer und Ge-
schäftsführer der StrukturKom-
pass UG in Dortmund. Er verfügt 
über acht Jahre operative Lei-
tungserfahrung im Pflegesek-
tor. Heute entwickelt er KI-ge-
stützte Lösungen für ambulante 
Dienste und Pflegeeinrichtungen. 
m.seyfarth@strukturkompass.eu

Mehr als nur 
Disposition

Viele Pflegedienstleitungen 
unterschätzen die Touren-
planung, weil sie diese vor 
allem als organisatorische 
Aufgabe verstehen. Das ist 
ein Fehler, wie die Pflegeex-
pertin Kerstin Pleus in der 
Septemberausgabe der Fach-
zeitschrift Häusliche Pflege 
schreibt. Tourenplanung, so 
Pleus, wird dann zum Prob-
lem, wenn sie auf Disposition 
reduziert wird. Pflegedienst-
leitungen müssten täglich aus 
dem Soll-Ist-Abgleich ler-
nen, störungsanfällige Tou-
ren erkennen, wiederkehren-
de Ursachen analysieren und 
Kontinuität aktiv sichern. 
Erst dann werde Tourenpla-
nung zur Grundlage für ei-
ne wirtschaftlich tragfähi-
ge und fachlich verlässliche 
ambulante Versorgung.�(ck)

Gewalt früher 
erkennbar?

Zum 1. Juli 2026 hat das 
Verbundprojekt „GeViP – 
Gewalt und Vernachläs-
sigung in der informellen 
häuslichen Pflege“ seine Ar-
beit aufgenommen. Bis Mitte 
2028 sollen wissenschaftlich 
fundierte und praxistaug-
liche Handlungsempfeh-
lungen für die Pflegebegut-
achtung und Pflegeberatung 
entstehen, wie die beteiligten 
Institutionen mitteilen. Das 
Projekt adressiert das Phä-
nomen ausdrücklich in bei-
de Richtungen: Übergrif-
fe und Vernachlässigung 
durch pflegende Zugehöri-
ge gegenüber Pflegebedürf-
tigen ebenso wie Aggressi-
onen von Pflegebedürftigen 
gegenüber ihren Angehöri-
gen. Erklärtes Ziel ist es, mit 
klaren Leitlinien dazu beizu-
tragen, Überlastungssituati-
onen in der häuslichen Pflege 
früher aufzufangen und die 
personelle Unterstützung im 
häuslichen Umfeld struktu-
rell abzusichern.� (ck)

nadine.konopik@kh-freiburg.de

Betreuung vs. 
Hygiene

Nach Auffassung des Bun-
desverbands der Pharma-
zeutischen Industrie (BPI) 
könnte die geplante Über-
führung von zum Verbrauch 
bestimmten Pflegehilfsmit-
teln in ein allgemeines Ent-
lastungsbudget den Infekti-
onsschutz in der häuslichen 
Pflege schwächen. Betroffen 
wären demnach unter an-
derem Desinfektionsmittel, 
Einmalhandschuhe, Schutz-
masken und Bettschutzein-
lagen. Würden diese Pro-
dukte aus demselben Budget 
wie andere Unterstützungs-
leistungen bezahlt, könn-
ten notwendige Hygiene-
maßnahmen mit Betreuung, 
Haushaltshilfe oder Ersatz-
pflege konkurrieren.

CSU will besseren Vergütungsschutz für Pflegedienste
Ambulante Pflegedienste können offene Ansprüche verlieren, wenn eine leistungsberechtigte Person vor der Bewilligung der Hilfe zur Pflege stirbt.

Der Gesundheits- und Pf le-
gepolitische Arbeitskreis der 
CSU (GPA) fordert, ambulante 
Pflegedienste bei der Vergütung 
bereits erbrachter Leistungen 
rechtlich besser abzusichern. 
Betroffen sind Fälle, in denen 
eine versorgte Person stirbt, be-
vor der zuständige Sozialhilfe-
träger die Hilfe zur Pflege be-
willigt hat. Nach § 19 Abs. 6 
SGB XII können Ansprüche auf 
Leistungen für Einrichtungen 
nach dem Tod der leistungsbe-
rechtigten Person auf den Leis-

tungserbringer übergehen. Laut 
Rechtsprechung des Bundesso-
zialgerichts erfasst der dort ver-
wendete Einrichtungsbegriff 
jedoch keine ambulanten Pfle-
gedienste. Diese können offene 
Ansprüche daher nicht über die 
Sonderrechtsnachfolge der Vor-
schrift geltend machen.

Die rechtliche Folge betrifft 
nicht pauschal jede offene Ver-
gütung nach einem Todesfall. 
Hat der Sozialhilfeträger die 
Kosten bereits übernommen und 
ist dadurch der Zahlungsver-

pflichtung beigetreten, bleibt 
der Zahlungsanspruch des am-
bulanten Dienstes laut Bundes-
sozialgericht grundsätzlich auch 
nach dem Tod der versorgten 
Person bestehen. Das finanzi-
elle Risiko liegt vor allem bei 
Leistungen, die vor einer ab-
schließenden Bewilligung er-
bracht wurden. Der GPA kri-
tisiert, dass ambulante Dienste 
in dieser Konstellation auf ihren 
Kosten sitzen bleiben können, 
obwohl sie die Pflegeleistun-
gen erbracht haben. Die unter-

schiedliche Behandlung gegen-
über stationären Einrichtungen 
sei wirtschaftlich problematisch 
und aus Sicht des Arbeitskreises 
nicht gerechtfertigt. Das Bun-
dessozialgericht hält die gesetz-
liche Unterscheidung dagegen 
für verfassungsrechtlich zuläs-
sig. Eine Gleichstellung müss-
te daher der Gesetzgeber be-
schließen.

Der CSU-Arbeitskreis ver-
langt eine entsprechende Än-
derung von § 19 Abs. 6 SGB 
XII. Ambulante Pflegediens-

te sollen bei einem Tod vor der 
Bescheiderteilung die Mög-
lichkeit erhalten, ihre Vergü-
tung über die Hilfe zur Pflege 
vom Sozialhilfeträger zu be-
kommen. In Bayern sind da-
für die Bezirke zuständig. Nach 
dem Vorschlag des GPA soll die 
Änderung möglichst in das Pfle-
geneuordnungsgesetz (PNOG) 
aufgenommen werden. Im Re-
ferentenentwurf des Gesetzes 
ist eine Anpassung von § 19 
Abs. 6 SGB XII bislang nicht 
enthalten.

Dienste, die ihre Produktivstundenquote kennen, verbessern nicht nur ihre Verhandlungsposition.�  
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